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Meinen  Eltern 





„What is really at stake today in Jammu and Kashmir? What is it that the 
two Governments [of India and Pakistan] care about? What are they seeking 
to promote? It is not territorial aggrandizement; it is not the addition of po-
pulation; it is not new sources of wealth for exploitation; it is not the false 
glory of victory by arms; it is not the old pernicious mirage of national pre-
stige. Those are all discredited nineteenth century imperialistic ideas. The 
stake in Kashmir, what both Governments want, is the happiness, the peace 
and the prosperity of their people - Muslim and non-Muslim alike. They 
want their people to live, to worship and to be governed as they desire." 

Der  britische  Botschafter  Philip  Noel-Baker  in der  Sitzung  des Sicherheits-
rates  der  Vereinten  Nationen  am 24. Januar  1948 über  die  Indien-Pakistan-
Frage 





Vorwort 

Der Kaschmirkonflikt  ist der Schlüssel zum Verständnis der Beziehungen zwi-
schen Indien und Pakistan, die in den fünfzig  Jahren ihrer Unabhängigkeit drei 
Kriege gegeneinander geführt,  ihre wirtschaftliche und soziale Entwicklung um-
fangreichen Rüstungsprogrammen zum Opfer gebracht und Südasien an den Rand 
einer nuklearen Katastrophe gedrängt haben. Kaschmir illustriert das Trauma der 
Teilung des indischen Subkontinents, manifestiert  die ideologischen Gräben zwi-
schen den Nachbarstaaten und rührt letztlich an den wunden Punkt des Selbstver-
ständnisses der jungen Nationen Indien und Pakistan. 

Gleichzeitig erinnern die reiche Geschichte Jammu und Kaschmirs, die Ver-
schmelzung verschiedener Kulturen und Religionen zu einer eigenständigen Iden-
tität und die politische, wirtschaftliche und administrative Vernetzung mit den Er-
ben der britischen Kronkolonie an die verschütteten Gemeinsamkeiten Indiens und 
Pakistans. Im Spannungsfeld von Nation und Volk, territorialer  Integrität und 
Selbstbestimmung, Friedenswahrung und Gewaltverbot erweist sich die Suche 
nach einer Lösung des Kaschmirkonfliktes als Operation am offenen  Herzen der 
völkerrechtlichen Werteordnung an der Schwelle zum 21. Jahrhundert. 

Die Arbeit nimmt ihren Ausgang in einer Darstellung der Grundzüge des Kasch-
mirkonfliktes und seiner völkerrechtlichen Implikationen. Die Umstände der Bei-
trittserklärung des Maharajas von Kaschmir zugunsten Indiens werden geschildert 
und die Bedeutung der Ereignisse des Herbstes 1947 für den völkerrechtlichen Sta-
tus des Fürstenstaates analysiert. Die Vermittlungsbemühungen der Vereinten Na-
tionen werden referiert  und auf ihre völkerrechtliche Bedeutung für die Lösung 
des Konfliktes abgeklopft. Die innenpolitischen Entwicklungen im indisch und pa-
kistanisch besetzten Teil Kaschmirs werden ebenso wie die außenpolitischen Ver-
wicklungen des Kaschmirkonfliktes aufgezeigt. 

Der zweite Teil der Untersuchung widmet sich der Anwendbarkeit des Selbstbe-
stimmungsrechtes auf den Kaschmirkonflikt  in personaler und sachlicher Hinsicht. 
Die Frage der Rechtsträgerschaft  des Selbstbestimmungsrechtes wird auf dem Hin-
tergrund der historischen Besonderheiten, der politischen Realitäten und der Iden-
titätsvermischungen in Jammu und Kaschmir beantwortet. Als materielle Anknüp-
fungspunkte des Selbstbestimmungsrechtes im Kaschmirkonflikt  werden Okkupa-
tion bzw. Annexion, Kolonialismus und die Verletzung der Menschenrechte ge-
wählt. Auch wenn nicht bestritten werden soll, daß in diese Unterscheidung ein 
Element der Willkür hineinspielt, läßt sich aus jeder dieser Alternativen ein eigener 
Kern herausschälen, der gegen die jeweils anderen klar abgrenzbar ist und in der 
Volkerrechtspraxis auch rechtlich eigenständig behandelt wird. Dem Selbstbestim-
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mungsrecht liegt dabei das Verständnis eines Sammelbeckens korrelierender, 
amorpher Rechtsinstitute zugrunde, mit jeweils eigenem Rechtsgrund, Entwick-
lungshorizont und Geltungsanspruch. 

Der dritte Teil der Arbeit handelt von der Koordination des Selbstbestimmungs-
rechtes im Kaschmirkonflikt  mit den Erfordernissen  einer modernen Friedensord-
nung. Das Selbstbestimmungsrecht wird in Beziehung gesetzt zum Prinzip der ter-
ritorialen Integrität, das nicht als antagonistischer Gegenpol, sondern völkerrechtli-
che Komplementärnorm entwickelt wird. Die territorialen Interessen Indiens und 
Pakistans werden auf ihre Schutzwürdigkeit untersucht und mit dem Selbstbestim-
mungsrecht abgewogen. Die Belange der regionalen Sicherheit, die völkerrechtli-
che Rechtfertigung bewaffneten  Widerstandes und das Recht auf humanitäre Inter-
vention werden diskutiert. Im Interesse der Herstellung praktischer Konkordanz 
sind dogmatische Gesichtspunkte vielfach zugunsten der empirischen Rechtspraxis 
in den Hintergrund getreten, allerdings nicht um den Preis der Aufgabe einer Kon-
zeption des Völkerrechtes als einer in sich geschlossenen Werteordnung der inter-
nationalen Rechtsgemeinschaft. 

Im vierten Teil wird der völkerrechtliche Rahmen abgesteckt, in dem eine politi-
sche Konfliktlösung angestoßen werden kann. Die in der Praxis entwickelten Sze-
narien zur Beilegung des Streites um Kaschmir werden vorgestellt und einer völ-
kerrechtlichen Prüfung unterzogen. Die Vorgaben des Selbstbestimmungsrechtes 
zur Wiederherstellung rechtsstaatlicher Verhältnisse in Jammu und Kaschmir, zur 
Lösung des Flüchtlingsproblems und zur Einbeziehung der Bevölkerung in den 
Verhandlungsprozeß werden kenntlich gemacht. Zum Abschluß wird der Fragen-
kreis der Vorbereitung und Durchführung  eines Plebiszites angeschnitten und ein 
Recht auf internationale Einmischung im Kaschmirkonflikt  behauptet. 

Dank schulde ich meinem Doktorvater, Prof.  Dr. Georg Brunner, für geduldige 
Begleitung, konstruktive Kritik und fürsorgliche  Betreuung der Dissertation. Für 
die wache und zügige Zweitkorrektur danke ich Prof.  Dr. Stephan Hobe. Danken 
möchte ich auch dem Brooklyn Architects Collective - Michele Bertomen, Gwen-
dolyn Butler, Luis Diaz - und seinem Umfeld, insbesondere David Boyle, Sandro 
Dernini, Lucy Eichenwald und Heather Roslund, für emotionale und logistische 
Unterstützung. Der New York University School of Law, insbesondere Manina 
Flores, sowie der Columbia University School of Law, insbesondere Jody Arm-
strong und Bess Michaels, gebührt Dank für wertvolle Hilfe bei der wissenschaftli-
chen Durchführung  meines Projektes. Ohne die zahlreichen klugen Köpfe und hel-
fenden Hände in Indien, Pakistan und Kaschmir wäre die Arbeit nicht entstanden. 
Ihnen allen und besonders Tapan Bose und Parvez Imroz gilt mein herzlicher 
Dank. 

Köln, im April 2000 Patrick  Hönig 
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T e i l 1 

Aufriß des Kaschmirkonfliktes 
und seiner völkerrechtlichen Dimension 

7. Kapitel 

Der völkerrechtliche Status Jammu und Kaschmirs 

I. Die Frage der staatlichen Unabhängigkeit 
des Fürstenstaates Jammu und Kaschmir 

1. Von der Mogulherrschaft  zur Dynastie der Dogra Rajputs 

Über viele Jahrhunderte war Kaschmir begehrte Beute wechselnder Eroberer 
aus Zentralasien und dem indischen Subkontinent. Im Jahre 1586 eroberte der Mo-
gulherrscher Akbar weite Teile Kaschmirs und leitete die Islamisierung der Bevöl-
kerung ein, die sich bis dahin zum Brahmanismus bekannt hatte.1 Das Geschlecht 
der Mogulen herrschte fast zweihundert Jahre über Kaschmir, bis Pathanenfürst 
Ahmed Shah Durani Kaschmir 1753 seinem Reich einverleibte. Sikh-Herrscher 
Ranjit Singh besiegte die Pathanen im Jahre 1819 in der Schlacht von Shupayan 
und setzte General Raja Gulab Singh als Verwalter über Kaschmir ein, der in den 
Jahren 1834-1841 Ladakh und im Jahre 1840 Baltistan unterwarf.  Im Jahre 1846 
besiegten britische Truppen mit der Hilfe Gulab Singhs die Sikhs in der Schlacht 
von Subraon. 

Im Vertrag von Amritsar setzte die britische Krone gegen Zahlung einer Abfin-
dung Gulab Singh und seine Nachfolger im Geschlecht der Dogra Rajputs als Herr-
scher über den Fürstenstaat Jammu und Kaschmir ein. Die Entscheidung der briti-
schen Regierung, Jammu und Kaschmir an Gulab Singh zu veräußern, fiel gegen 
den Willen der lokalen Bevölkerung, die ihn als gewissenlosen Eroberer und hab-
gierigen Besatzer kennengelernt hatte. Dennoch gab die britische Regierung der 
Errichtung einer militärischen Pufferzone  im Norden des britischen Kolonialrei-
ches unter dem loyalen Gulab Singh den Vorzug vor der Möglichkeit einer briti-
schen Direktverwaltung.2 Auf diesem Hintergrund mag die Transaktion moralisch 

1 Einen Überblick über die Geschichte Kaschmirs von der prähistorischen Zeit bis ins 20. 
Jahrhundert bietet: G. Lai, A Short History of Kashmir, in: Grover, The Story of Kashmir, 
Vol. 1, S. 9-54. 
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anrüchig sein. A n ihrer Rechtswirksamkeit bestehen aber keinerlei Bedenken. Der 
Verkauf von Gebiet ohne Rücksicht auf den Wil len der Bevölkerung entsprach im 
19. Jahrhundert gängiger Staatenpraxis.3 Maharaja Gulab Singh erwarb Jammu 
und Kaschmir durch den Vertrag von Amritsar auf Dauer und vererbbar zu „unab-
hängigem Besitz", verpflichtete sich aber zur Anerkennung der britischen Oberho-
heit.4 Au f diese Weise erlangte der Fürstenstaat einen Status innerer Autonomie, 
nicht aber völkerrechtliche Unabhängigkeit.5 

Thronfolger  Gulab Singhs war Maharaja Ranbir Singh, der 1869 Gilgit annek-
tierte. Ihm folgte 1885 Maharaja Pratap Singh nach. Im Jahre 1925 bestieg Maha-
raja Hari Singh den Thron. Im Juni 1949 dankte er zugunsten seines Sohnes Karan 
Singh ab, der im November 1952 zum repräsentativen Staatsoberhaupt Jammu und 
Kaschmirs gewählt wurde, den in ihn gesetzten Erwartungen aber nicht gerecht 
wurde. Unter der Regierung Farooq Abdullahs wurde Karan Singh 1996 zum Vor-
sitzenden des Komitees für Größere Autonomie Jammu und Kaschmirs berufen. 
Abermals erfolglos, trat er im August 1997 von diesem Amt zurück. 

2. Der Indian Independence Act 
und die Unabhängigkeit Britisch-Indiens 

Auf der Grundlage des Gesetzes über die Unabhängigkeit Indiens (Indian Inde-
pendence Act) vom 8. Juli 1947 wurde Britisch-Indien am 14./15. August 1947, 

2 Schofield, Kashmir in the Crossfire, S. 54 f. Die Inkorporation Jammu und Kaschmirs in 
das von der East  India Company  kontrollierte Gebiet hätte zu einer erheblichen Ausdehnung 
der Außengrenzen geführt  und die Errichtung kostspieliger militärischer Außenposten und 
störanfälliger  Versorgungslinien durch unwegsames Gelände erfordert,  vgl. M.L. Kapur, 
Kashmir Sold, in: Grover, The Story of Kashmir, Vol. 1, S. 55, 61. Im übrigen ist es Spekula-
tion anzunehmen, daß die Bevölkerung die Kolonisierung durch Großbritannien als das klei-
nere Übel empfunden hätte. 

3 Dahm/Delbrück/ Wolfrum, Völkerrecht, Bd. I 1, S. 370 (§ 58 II.l.), nennen als Beispiele 
den Verkauf von Louisiana durch Frankreich an die USA 1803, von Alaska durch Rußland an 
die USA 1867, der Westindischen Besitzungen durch Dänemark an die USA 1916 sowie den 
Helgoland-Sansibar Vertrag zwischen Deutschland und Großbritannien 1890. 

4 The Treaty of Amritsar, 16 March 1846, Art. 1: „The British Government transfers and 
makes over, for ever, in independent possession, to Maharaja Gulab Singh and heirs male of 
his body, all the hilly or mountainous country, with its dependencies situated to the Eastward 
of the river Indus and Westward of the river Ravi, including Chamba and excluding Lahol, 
being part of the territories ceded to the British Government by the Lahore State according to 
the provisions of Article IV of the Treaty of Lahore dated 9 t h March, 1846 A.D." i.V.m. Art. 
X: „Maharaja Gulab Singh acknowledges the supremacy of the British Government and will 
in token of such supremacy present annually to the British Government one horse, twelve 
perfect shawl goats of approved breed (six male and six female) and three pairs of Kashmiri 
shawls.", zitiert nach: Grover, The Story of Kashmir, Vol. 3, S. 16-18. 

5 Geiger, Die Kaschmirfrage  im Lichte des Völkerrechts, S. 12, 120-122. F.K. Noon (Pa-
kistan), SCOR, 12th Year, 761st Meeting, 16 January 1957, S. 3 (§ 11), bezeichnete den Für-
stenstaat Jammu und Kaschmir als „Protektorat" der britischen Krone. 
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nach Maßgabe der religiösen Mehrheitsverhältnisse in die Dominien Indien und 
Pakistan aufgeteilt, in die Unabhängigkeit entlassen. Im Hinblick auf die 565 Für-
stenstaaten (Princely States) sah der Indian  Independence Act  vor, daß mit dem 
Tag der Unabhängigkeit alle Verträge Großbritanniens mit den Fürsten außer Kraft 
treten und alle Hoheitsrechte der britischen Krone erlöschen sollten.6 Das politi-
sche Ziel Maharaja Hari Singhs in der Teilungsphase bestand darin, Indien und Pa-
kistan gegeneinander auszuspielen, Jammu und Kaschmir in die Unabhängigkeit 
zu führen und die Herrschaft  der Hindu-Dogras über die mehrheitlich moslemische 
Bevölkerung zu erhalten und zu festigen. 7 

In der völkerrechtlichen Literatur ist Streit über die Frage entbrannt, ob den Für-
sten das Recht zustand, sich in der Anschlußfrage gegen den Willen der Bevölke-
rung durchzusetzen und gegebenenfalls auch für die staatliche Unabhängigkeit zu 
votieren. Die indische Regierung vertrat in den Beratungen des VN-Sicherheitsra-
tes 1957 die Auffassung,  daß Indien als Nachfolgestaat Britisch Indiens in die 
Rechte und Pflichten der britischen Krone eingetreten sei mit der Folge, daß es 
auch die Oberhoheit über Jammu und Kaschmir erworben habe.8 Zwar teilte der 
Rechtsausschuß der VN-Generalversammlung den Ansatz der indischen Regierung 
insofern, als er Pakistan, nicht aber Indien, aufgab, einen Antrag auf Aufnahme in 

6 India Independence Act, 1947, Art. 7 Abs. 1: „As from the appointed day .. . (b) the su-
zerainty of His Majesty over the Indian States lapses, and with it, all treaties and agreements 
in force at the date of the passing of this Act between His Majesty and the rulers of Indian 
States, all functions exercisable by His Majesty existing at that date with respect to Indian 
States, all obligations of His Majesty existing at that date towards Indian States or the rulers 
thereof,  and all powers, rights, authority or jurisdiction excercisable by His Majesty at that 
date in or in relation to Indian States by treaty, grant, usage, sufferance  or otherwise.", zitiert 
nach: Geiger, Die Kaschmirfrage  im Lichte des Völkerrechts, S. 38 f., Fußnote 34. Der Inde-
pendence Act lehnte sich in diesem Punkt eng an das Memorandum  on States'  Treaties  and 
Paramountcy  presented  by  the Cabinet  Mission  to His  Highness  the Chancellor  of  the Cham-
ber  of  Princes  on 12 May  1946 an: ,,[T]he rights of the States which flow from their relation-
ship to the Crown will no longer exist and .. . the rights surrendered by the States to the para-
mount power will return to the States.", zitiert nach: Permanent Mission of India to the UN, 
Kashmir's Accession to India, SCOR, 12th Year, 762nd Meeting, 23 January 1957, Annex 4, 
S.3. 

7 G. Rizvi, India, Pakistan and the Kashmir Problem, in: Yusuf, Perspectives on Kashmir, 
S. 19, 23. Das Schreiben Maharaja Hari Singhs an Lord Mountbatten vom 26. Oktober 1947 
gibt deutliche Hinweise auf sein Streben nach Unabhängigkeit: „ I wanted to take time to de-
cide to which Dominion I should accede or whether it is not in the best interests of both the 
Dominions and of my State to stand independent, of course with friendly and cordial relations 
with both. . . . With the conditions obtaining at present in my State and the great emergency 
of the situation as it exists, I have no option but to ask for help from the Indian Dominion. 
Naturally they cannot send the help asked for by me without state acceding to the Dominion 
of India. I have accordingly decided to do so, and I attach the instrument of accession for 
acceptance by your Government. The other alternative is to leave my State and the people to 
freebooters. . . . This alternative I will never allow to happen so long as I am the ruler of the 
State and I have life to defend my country.", zitiert nach: Rahman, Divided Kashmir, S. 192 f. 

s V.K. Menon (Indien), SCOR, 12th Year, 762nd Meeting, 23 January 1957, S. 5 - 7 
(§§ 19-26), 22-24 (§§ 98-101), 764th Meeting, 24 January 1957, S. 25 (§ 106). 


